
49. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Bauen
Gremium: Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen
Sitzungstermin: Dienstag, 07.06.2011, 18:00 Uhr
Ort, Raum: Raum 405, Hegelallee, Haus 1

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der 
ordnungsgemäßen Ladung / Entscheidung über 
eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift 
des öffentlichen Teils der Sitzung vom 24.5.11 / 
Feststellung der öffentlichen Tagesordnung

3 Überweisungen aus der 
Stadtverordnetenversammlung

3.1 Qualitäten in der Speicherstadt sichern
(Wiedervolage)

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Rücküberweisung

11/SVV/0286

3.2 Kooperative Planung für den Ortseingang von Groß 
Glienicke, B-Plan 21 (Wiedervorlage - Herr Menzel 
als Mit-Antragsteller hatte keinen Zugang zum 
Ausschuss - verschlossene Tür Eingang Haus I)

Stadtverordneter Andreas Menzel; 
Gruppe BürgerBündnis; Gruppe 
Potsdamer Demokraten
auch Ortsbeirat Groß Glienicke

11/SVV/0331

3.3 Ausführende Arbeiten Sanierungsgebiet Findling 
durch städtischen Sanierungsträger

Gruppe BürgerBündnis
Stadtverordnete Ute Bankwitz

11/SVV/0332

4 Mitteilungen der Verwaltung

4.1 Erneuerung eines Teilabschnittes der Fahrbahn in 
der Zimmerstraße (Krankenhauszufahrt)

FB Grün- und Verkehrsflächen

4.2 Straßenbeleuchtungsvorhaben mit Erhebung von FB Grün- und Verkehrsflächen
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Erschließungsbeiträgen nach BauGB in Potsdam 
OT Fahrland
"Ketziner Straße", im Abschnitt vom Knoten 
Königsweg/Abzweig nach Satzkorn bis An der 
Jubelitz

4.3 Verständigung zur Liste der 
Vorbescheidsanträge/Bauanträge vom 28.04.11 bis 
25.05.11 sowie Beantwortung von Nachfragen aus 
der Sitzung vom 10.05.11

FB Stadtplanung und Bauordnung

5 Sonstiges



Dringlichkeits
Antrag

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

11/SVV/0286

öffentlich
Betreff:
Qualitäten in der Speicherstadt sichern

Erstellungsdatum 05.04.2011
Eingang 902:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

06.04.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam  X

Beschlussvorschlag: 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, für die bereits verkauften Grundstücke der Speicherstadt 
mit dem Eigentümer eine Einigung zur Planungsentwicklung und erneuten Vorstellung im 
Gestaltungsrat zu erzielen.

2. Für die weiteren Grundstücksvergaben in der Speicherstadt ist ein zweistufiges Vergabeverfahren 
nach dem Vorbild der Potsdamer Mitte vorzubereiten. Die Ausschreibungen sind kleinteilig maximal 
für einen Block durchzuführen. Die Kriterien der Ausschreibung sollen sich an den Empfehlungen 
des Gestaltungsrates orientieren. Sie sind vor der Ausschreibung dem Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Bauen zur Bestätigung vorzustellen. Eine Vorstellung der Entwürfe im 
Gestaltungsrat muss ebenfalls vor der Vergabe der Grundstücke erfolgen. Für besonders wichtige 
Teile der Speicherstadt sind vor Vergabe der Grundstücke Wettbewerbe durchzuführen. Parallel 
dazu soll entsprechend das B-Plan-Verfahren für diese Teilbereiche fortgesetzt werden.

gez. Nils Naber
Fraktionsvorsitzender Fortsetzung des Beschlusstextes auf Seite 2

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Fortsetzung des Beschlustextes:

3. Für alle Teilbereiche ist die Pufferzonenregelung anzuwenden.
4. Die Öffentlichkeit ist angemessen zu informieren und zu beteiligen.
5. Soweit die Grundstücke in der Hand der Pro Potsdam sind, wird der OBM in seiner Eigenschaft 

als Gesellschafter und Aufsichtsratsvorsitzender beauftragt, die o.g. Zielsetzungen und die 
Verfahrensweise durchzusetzen.

6. Der SVV ist im Juni 2011 ein Bericht vorzulegen



Begründung
Mit dem vorliegenden Antrag soll gesichert werden, dass die Intentionen der bisherigen Beschlüsse 
zur Speicherstadt im Sinne der städtebaulichen Einordnung in den Landschafsraum am Fuß des 
Brauhausberges und am Ufer der Havel nicht durch die gegenwärtige Entwicklung verloren gehen. 
Die Berücksichtigung der exklusiven Lage ist nicht nur städtebaulich geboten sondern wird auch den 
Vermarktungschancen zugute kommen. Gleichzeitig soll ein urbanes Stadtquartier entstehen.

Die am 24. 3. 2011 im Gestaltungsrat vorgestellten Bauentwürfe haben das Ziel, im Mittelbereich und 
im Mühlenquartier der Speicherstadt hohe Qualität zu realisieren und der hervorragenden 
landschaftlichen und zentrumsnahen Lage Rechnung zu tragen, bisher verfehlt. Da die Vergabe von 
Grundstücken unmittelbar fortgesetzt werden soll, ist es dringlich, das weitere Verfahren aus Sicht der 
STVV festzulegen. Dazu soll der OBM autorisiert werden, die Überarbeitung der Entwürfe und 
erneute Vorstellung durchzusetzen sowie Schlussfolgerungen für das weitere Verfahren der 
Grundstücksvergabe ziehen zu können.

Die Verwaltung hat im Hauptausschuss angekündigt, für den Verkauf besonders wichtiger städtischer 
Grundstücke zukünftig ein verbessertes Verfahren anzuwenden. Das Ergebnis soll dem 
Hauptausschuss im Mai 2011 vorgestellt werden. Dass es sich bei der Speicherstadt um einen 
solchen, für die städtebauliche Entwicklung der LHP besonders wichtigen Bereich handelt, ist 
unbestreitbar. Verfahren zur Qualitätssicherung müssen aber auch für Tochterunternehmen der LHP 
zwingend vorgeschrieben werden.

“Ziel der Stadtentwicklung kann nicht allein der Verkauf mit maximaler Gewinnerzielung sein. 
Gegenstand einer nachhaltigen Stadtpolitik muss es sein, bestehende, erfolgreiche Strukturen zu 
erhalten und zu unterstützen, das Stadtbild zu wahren und die Vielgestalt der neuen alten Stadtmitte 
auch in sozialer und kultureller Hinsicht herauszustellen.“ (Mike Schubert, 2011).



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

11/SVV/0331

öffentlich
Betreff:
Kooperative Planung für den Ortseingang von Groß Glienicke, B-Plan 21

Erstellungsdatum 18.04.2011
Eingang 902:

Einreicher: Stadtverordneter Andreas Menzel; Gruppe 
BürgerBündnis; Gruppe Potsdamer Demokraten

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

04.05.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Rahmen der gutachterlichen Zielstellung für einen
veränderten B-Plan Nr. 21 Planungsvarianten vorzulegen. Diese Planungsvarianten sollen in einem 
Workshopverfahren mit Vertretern der Stadtverwaltung, 
der Stadtverordnetenversammlung und des OBR, mit Grundstückseigentümer sowie mit 
Anwohnervertretern bewertet werden und eine Empfehlung für die Stadtverordnetenversammlung 
formulieren.

gez. A. Menzel                                 gez. Wolfhard Kirsch        gez. Peter Schultheiß
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen     Gruppe BürgerBündnis     Gruppe Potsdamer Demokraten

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Die Akzeptanz für den B-Plan 21 in der Öffentlichkeit in Groß Glienicke sowohl bei den Bewohnern  
als auch bei den Einzelhändlern und Gewerbetreibenden ist fraglich, ein neues Herangehen 
erforderlich. 
Zu einer stärkeren Einbindung der Öffentlichkeit  soll ein kooperatives transparentes 
Planungsverfahren durchgeführt werden, um die Fragen der Ortsteilverträglichkeit von Gewerbe, 
Handel und Wohnen zu beantworten und gleichzeitig dem Anliegen einer dorfverträglichen 
Entwicklung Groß Glienickes gerecht zu werden.
Auf diese Art und Weise kann eine neue Zielstellung erarbeitet werden, die eine stärkere öffentliche 
Akzeptanz und rechtliche Sicherheit aufweisen wird.



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

11/SVV/0332

öffentlich
Betreff:
Ausführende Arbeiten Sanierungsgebiet Findling durch städtischen Sanierungsträger

Erstellungsdatum 18.04.2011
Eingang 902: 18.04.2011

Einreicher: Gruppe BürgerBündnis

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

04.05.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, den städtischen Sanierungsträger mit der Ausführung der 
Arbeiten für das beschlossene Sanierungsgebiet am Findling zu beauftragen.

gez. Bankwitz

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Die Sachkompetenz im Sanierungsgebiet ist bei der städtischen Gesellschaft vorhanden.
Eine Kostenintensive Beauftragung von Fremdfirmen kann so vermieden werden.
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